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Eigentlich ist alles schon einmal gesagt

Birgit Kannegießer fordert Rückendeckung  
für die hessischen Vollzugsbediensteten
61. BSBD-Gewerkschaftstag tagte wieder in Butzbach 

Z um 9. Mal eröffnete BSBD Landesvorsitzende Birgit Kannegießer am 2. November 2018 im Bürgerhaus der Stadt 
Butzbach den hessischen Gewerkschaftstag, es war der 61. „Eigentlich“, so Kannegießer, „wurde alles schon 
einmal gesagt.“ Aber: Was der BSBD nicht sagt, kann Politik nicht wissen. Und deshalb, so Kannegießer, sei Wie-

derholung tatsächlich kein stumpfes Schwert. Vieles muss immer und immer wieder erklärt werden. Sie betonte: „Als 
BSBD Hessen lassen wir da nicht locker.“

In diesem Jahr vertrat Staatssekretär 
Thomas Metz das Justizministerium. 
Er wurde begleitet durch den neuen Ab-
teilungsleiter Justizvollzug, Ministeri-
aldirigent Thorsten Kunze, und durch 
Ministerialrat Manfred Kräuter, den 
Personalreferenten für den hessischen 
Justizvollzug. 

Fünf Tage nach der hessischen Land-
tagswahl wurden die Fraktionen des 
bisherigen Landtags durch MdL Hugo 
Klein (CDU), Heike Hofmann (SPD), 
Karin Müller (Bündnis 90/die Grü-
nen) und Marjana Schott (Die Linke) 
vertreten. Staatsminister a. D. Jörg-
Uwe Hahn war leider im Verkehr ste-
ckengeblieben, er wollte eigentlich die 
FDP-Fraktion an diesem Vormittag ver-
treten.

Was also war und ist für den BSBD 
immer wieder zu sagen? In der mehr als 
einstündigen Eröffnungsrede forderte 
BSBD-Landesvorsitzende Kannegießer 
Rückendeckung für die Vollzugskol-
leginnen und -kollegen. Und zwar Rü-
ckendeckung auch in der Rückschau!

Wohin unqualifizierte, unwissende, 
voreilige Bewertung führt, mussten die 
Kolleginnen und Kollegen der JVA Kleve 
gerade wieder sehr schmerzlich erfah-
ren, die den Tod eines Untersuchungs-
gefangenen durch Verbrennen erleben 
mussten. Statt eines Danks für Ihren 
außergewöhnlichen Einsatz in einer 

absoluten Grenzsituation folgten ein 
medialer und ein politischer Shitstorm. 
Über den tatsächlichen Ablauf, der 
mittlerweile zusammengetragen wur-
de, berichtet allerdings niemand mehr. 
Der stellvertretende BSBD-Bundesvor-
sitzende – selbst aus NRW –, Horst But-
schinek, schilderte den anwesenden 
Delegierten in seinem Grußwort sehr 
eindringlich den tatsächlichen Ablauf 
an diesem Abend (mehr dazu im NRW-
Teil). Ein solcher medialer Shitstorm, 

so Birgit Kannegießer, darf nicht ver-
gessen werden! Hindsight is an exact 
science – Es hinterher besser zu wis-
sen, ist eine genaue Wissenschaft.

Den Alltag in einer Vollzugsanstalt 
samt aller Grenzen, so Kannegießer, 
interessiere in der Regel aber nie-
manden mehr, wenn der Tag in der JVA 
trotz Engpässen, trotz Zusatzaufgaben, 
trotz Konfliktschlichtung jedweder Art 
irgendwie gelaufen ist. Wenn die Auf-
sichtsbehörde angemeldet durch die 
Anstalt laufe, sei jedenfalls alles schön. 

Ein Tag in einer JVA
Die anwesenden Vertreter des HMdJ 
und der Politik fragte die BSBD-Lan-
desvorsitzende: „Haben Sie auf dem 
Schirm, wie ein ganz normaler Tag im 
Knast aussieht? Um ihn schlimmsten-
falls rückschauend angemessen bewer-
ten zu können?“ Dann ließ sie in ihrer 
Rede den Stationsalltag einmal Revue 
passieren: „Kolleginnen und Kollegen 
des AVDs stehen in der Regel 30 bis 50 
Gefangenen gegenüber, ob nun U-Haft, 
Strafhaft, Jugendarrest oder Siche-
rungsverwahrung. 

Der Tag beginnt mit der Lebend-
kontrolle – Haftraum aufschließen, 
auf menschliche Regung warten. Und 
wehe nicht. Dann folgt der Arbeitsum-
schluss, auf richtige Kleidung achten, 
verbotene Gegenstände einziehen, Ge-

Blick ins Plenum.

Birgit Kannegießer fordert Rückendeckung für 
die Justizvollzugsbediensteten.
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fangene versuchen immer wieder, et-
was mitzunehmen. Wer geht wohin, 
und wie viele habe ich auf Station 
oder im Haus? Anwaltsvorführungen, 
dazwi schen Haftraumkontrollen, Vor-
führungen zum Besuch, Dokumenta-
tion der Bewegungen, Dokumentation 
der Verlegungen, Packen lassen, ein-
weisen, Haftraum abnehmen, Schä-
den dokumentieren. Essen ausgeben, 
die Hausarbeiter beaufsichtigen. Und 
schließlich Freistunde und Freizeit, in 
der Regel Aufgaben des Spätdienstes. 
Bei zurückkehrenden Terminern, Kam-
mervorführungen, laufendem Besuchs-
betrieb.

Und: jederzeit den Inhaftierten eine 
erste Antwort schulden. Es gibt nichts 
Peinlicheres, als an der Handlungsbasis 
über beabsichtigte Änderungen noch 
nicht informiert zu sein. Und: jederzeit 
eine sich anbahnende Krise erkennen, 
d. h. jederzeit wahrnehmen, wenn die 
Stimmung kippt. Bei Alarm rennen alle; 
bei Schlägereien zwischen Gefangenen, 
bei Feuer, bei Aggression gegen Sachen 
oder gegen sich selbst – und bei Suizid-
versuchen. Oder bei Übergriffen gegen 
Kolleginnen und Kollegen. Hier zählt 
nur eins: Manpower, Zupacken, Nieder-
ringen. Und das professionell.

Was tun mit der Gruppe der „Durch-
geknallten“, die sich – ich sag das jetzt 
mal flappsig – mit jedweden Drogen die 
Hirnzellen kaputtgeschossen haben. 
Mit denen man nicht mehr reden kann, 
denen man nicht widersprechen kann, 
die in ihren wahnhaften Vorstellungen 
gar gewalttätig werden, zündeln, was 
immer auch.

Schließlich: was tut sich im vollzug-
lichen Beziehungsgeflecht? Wer hat auf 
der anderen Seite gerade den Hut auf? 

Dominiert, bunkert, lässt sich bezahlen, 
unterdrückt? 

Gewalt gegen Beschäftigte des 
Justizvollzugs
Und dann immer wieder Beschimp-
fungen: fick dich, du Hurensohn; ich 
ficke deine Mutter; es gipfelt in: „ich 
weiß, wo deine Kinder zur Schule ge-
hen.“ Das passiert leider immer wieder, 
diese absolute Grenzüberschreitung, 
dieser Tabubruch, wegen seines Be-
rufs, seines Dienstes in einer Justiz-
vollzugsanstalt tatsächlich sich selbst 
und die eigene Familie bedroht und 
gefährdet zu erleben.  Strafanzeigen 
werden geschrieben. Viele werden um-
sonst geschrieben. Als Zeuge geladen, 
hören viele Kolleginnen und Kollegen 
dann: „Sie wissen doch, wo SIE arbei-
ten.“ Verfahrenseinstellungen folgen, 
häufig nach § 154 Abs. 1 und 2 StPO . 
Stichwort: Prozessökonomie. Die Kol-
leginnen und Kollegen der Untersu-
chungshaft sind davon ganz besonders 
oft betroffen. Oder: die an sich fällige 
Verurteilung ginge, so die StA, eh in 
einer Gesamtstrafe auf. In meiner jet-
zigen Praxis habe ich selbst wiederholt 
Stellung beziehen müssen gegen solche 
beabsichtigten Verfahrenseinstellungen. 
Ich will zwei Beispiele nennen. Im er-
sten Fall wurden die 30 mal schriftlich 
geäußerten Morddrohungen eines Ge-
fangenen durch die zuständige Staats-
anwaltschaft hinsichtlich ihrer Ernst-
haftigkeit in Frage gestellt, das noch 
laufende Verfahren soll nach § 170 
StPO eingestellt werden, ein bereits 
verkündeter Strafbefehl soll zurückge-
nommen werden. 

Im zweiten Fall sollte ein Verurteilter 
in den bgH verbracht werden, er sprang 

einem Kollegen an die Gurgel, würgte 
ihn. Zu zweit wurde der Gefangene zu 
Boden gerungen, dabei erlitt der be-
sagte Kollege zwei Rippenbrüche. Die 
zuständige Staatsanwaltschaft erhob 
An klage, in der Hauptverhandlung wur-
de dieses Verfahren im Beisein des ver-
letzten Kollegen  und des zweiten betei-
ligten Kollegen eingestellt – nach § 154 
StPO, weil der Gefangene in seiner ur-
sprünglichen Anklage bereits zu mehr 
als vier Jahren verurteilt worden war.

Das, sehr verehrte Damen und Her-
ren, kann bei uns niemand fassen. Sind 
wir, die Bediensteten des Justizvoll-
zugs, Freiwild in den Augen der Recht 
Sprechenden? Müssen wir uns als Hu-
rensöhne titulieren lassen, uns „Fick 
dich“ in allen Facetten an den Kopf wer-
fen lassen? Müssen wir tatsächlich hin-
nehmen, dass schlimmstenfalls unsere 
Familien bedroht werden?

Und dann das Spucken oder gar 
Werfen mit Fäkalien, diese Gesten von 
Missachtung und Demütigung. Das ist 
nicht nur die versaute Uniform, das ist 
Provokation, das ist ein sich Aufgei-
len an der in dieser Situation gelebten 
Demütigung des Kollegen, der sich in 
diesem Moment nicht körperlich weh-
ren darf. Das ist die vollzugliche Rea-
lität – auch in der Rückschau. Und die 
Gefangenen wissen das, verhöhnen die 
Kolleginnen und Kollegen, sagen ihnen 
ins Gesicht: „Mir passiert eh nichts!“ 
Und mit jeder Verfahrenseinstellung 
schreit es dann in unseren Ohren: „ich 
weiß, dass das stimmt!“ Birgit Kanne-
gießer appellierte ganz ausdrücklich 
an alle Richterinnen und Richter, an 
alle Staatsanwältinnen und Staatsan-
wälte: „stellen sie solche Strafverfah-
ren nicht ein; ahnden Sie diese Ver-

Delegierte beim 61. Gewerkschaftstag in Butzbach.  Fotos (6): BSBD Hessen
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fehlungen ganz konsequent. Benennen 
sie den Verstoß, zeigen sie die Grenzen 
auf!  Ausdrücklich: Geben Sie uns Rü-
ckendeckung, verteidigen Sie unseren 
Rechtsstaat, geben Sie uns die Sicher-
heit zum Handeln.“ An den Staatssekre-
tär und die Politik gewandt, appellierte 
sie: „Herr Staatssekretär, sehr geehr-
te Abgeordnete, an Sie appelliere ich 
aber auch: statten Sie die Gerichte und 
Staatsanwaltschaften personell bitte so 
aus, dass sie diese wichtigen Anklagen 
aber auch tatsächlich umfassend zu 
Ende bringen können. Bitte geben Sie 
auch ihnen Rückendeckung.“ 

Fesselbett und Windel?
Auch die neue Vorgabe, Gefangenen 
auf dem Fesselbett grundsätzlich eine 
Windel anzulegen und diese durch 
Krankenpflegedienst und AVD wech-
seln zu lassen, wurde aufgegriffen. 
Kannegießer hierzu: „Aber haben Sie 
eine Vorstellung davon, wie eine sol-
che Fixierung tatsächlich passiert, was 
die Kolleginnen und Kollegen bereits 
im Vorfeld der Fixierung durchleben 
mussten mit dem Gefangenen, was es 
heißt, einen unbändigen – sich in einem 
menschlichen Ausnahmezustand be-
findlichen Gefangenen auf einer Fi-
xierliege zu fesseln. Wieviel Kraft dafür 
erforderlich ist, wieviel Widerstand zu 
brechen ist, wie die Kollegen gar auf 
dem Betroffenen knien, bis die Gurte 
angelegt sind? Und in dieser Situation 
soll eine Windel angelegt werden? Und 
nach einer solchen Ausnahmesituation 
soll dann gar die Windel – ich formu-
liere jetzt möglich sachlich – mit allen 
dazu gehörenden Arbeitsschritten – ge-
wechselt werden. Ich war selbst Zeugin 
einer Fixierung in meiner Abteilung, 
ich habe gesehen, was die Kollegen zu 
leisten hatten. Ich habe die Grenzsitua-
tion menschlichen Daseins gespürt. 
Einem erwachsenen und ausgestreckt 
liegenden, gar muskulösen Mann le-

gen Sie keine Windeln an, diese An-
forderung wird durch die Kollegen 
des allgemeinen Vollzugsdienstes 
nicht akzeptiert. Dem sich windenden 
Gefangenen eine Windel anzulegen 
oder „den Po zu reinigen“, sprengt die 
Vorstellungskraft und die Grenzen der 
durch diese Richtlinie Angewiesenen. 
Auch Vollzugsbedienstete haben eine 
Würde, höre ich häufig hinter all den 
vorgehaltenen Händen der Kritik. Ich 
sage es hier deutlich – und so haben 

wir es auch im Hauptpersonalrat Justiz-
vollzug diskutiert: diese neue Anforde-
rung lehnen wir als nicht praktikabel 
und nicht umsetzbar ab, die bisherige 
Vorgehensweise hat sich bewährt, eine 
Änderung ist gar nicht notwendig. Neh-
men sie diese Regelung bitte umgehend 
zurück!“

Landgericht Limburg –  
Ende des offenen Vollzugs?
Selbstverständlich befasste sich der 
hes sische Gewerkschaftstag auch mit 
der Ver urteilung der Rheinland - Pfäl-

zer Kol legin und des Kollegen durch 
das Landgericht Limburg (siehe auch 
Zwischenruf in Ausgabe 4/5 des Voll-
zugsdienstes). Auch in Hessen sind die 
Folgen der ausgesprochenen – bisher 
jedoch nicht rechtskräftigen – Verur-
teilung deutlich spürbar: die Belegung 
des offenen Vollzugs fiel mittlerweile 
auf unter 200 Gefangene, 398 Haftplät-
ze des offenen Vollzuges gibt es in Hes-
sen noch. Vor 20 Jahren waren es noch 
mehr als 1.100 Haftplätze, wovon ca. 
920 belegt waren. 

Konkret äußerte Birgit Kannegie-
ßer die Be fürchtung: „Wenn wir als 
Vollzugsbedienstete derart in die Ver-
antwortung gerufen werden für das 
Verhalten und das Versagen der bei 
uns Beherbergten, dann ist professi-
onelle Distanz nicht mehr möglich, 
dann werden Vollzugsentscheidungen 
immer öfter der Idee des Selbstschut-
zes der Entscheidenden und der Un-
terschreibenden folgen, dann haben 
Entscheidungen nicht mehr viel mit 
dem Menschen zu tun, über die zu ent-
scheiden ist. Wenn am Ende gar meine 
eigene wirtschaftliche Existenz durch 
eine solche Verurteilung aus den An-
geln gehoben wird, weil Prozesskosten 
mich überrollen, dann höre ich auf, mit 
gebotener professioneller Distanz zu 
entscheiden, dann fange ich wirklich 
an, mich selbst zu schützen.“ Hinsicht-
lich der durch das Gericht definierten 
Sorgfaltspflicht, Strafakten aus 30 Jah-
ren heranzuziehen, wies Kannegießer 
ganz ausdrücklich auf die neuen daten-
schutzrechtlichen Bestimmungen hin, 
die nicht nur ausnahmsweise noch die 
Herbeiziehung von vollzuglichen Ge-
fangenenakten aus Vorinhaftierungen 
erlauben. Und etwas später fasste Bir-
git Kannegießer zusammen: „Aber ei-
gentlich soll es hinter den Mauern um 
die inhaftierten Menschen gehen. Dass 
Kolleginnen und Kollegen sich in dieser 
Weise verantworten müssen, das, sehr 

Der Landesvorstand des BSBD Hessen.

Landesvorsitzende Kannegießer: „Sind wir Be-
diensteten des Justizvollzugs Freiwild in den Au-
gen der Rechtsprechung ?
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geehrte Damen und Herren, halte ich 
für unvertretbar. Ja, nur die Rückschau 
ist eine exakte Wissenschaft, sehr ge-
ehrte Damen und Herren, Vorausschau 
nie.“

VCCen – Reorganisation 2.0
Beim 61. Gewerkschaftstag wurde aber 
auch die Arbeitssituation im Dienstleis-
tungszentrum Justizvollzug mit seinen 
Außenstellen, den Verwaltungs-Com-
petence-Centern (VCC) und der zen-
tralen Steuerungsstelle für das Arbeits-
wesen (St ebA) besonders beleuchtet. 
„Die im VCC, die in der StebA, die im 
H.B.Wagnitz-Seminar. Was wissen die 
denn vom Vollzug? Raunt es durch ver-
schiedene JVAen. Gerne, so BSBD-Lan-
desvorsitzende Birgit Kannegießer, 
werden diese Organisatonseinheiten in 
der Vollzugspraxis auch mal als Blitzab-
leiter gebraucht. 

Etliche wirklich gute Köpfe seien 
durch die Reorganisation, insbesonde-
re die Standortaufgabe des ehemaligen 
VCC Süd, an andere Behörden verlo-
ren gegangen. Darüber hinaus werden 

die Leitungsstühle des VCC Süd weit 
überdurchschnittlich oft umbesetzt, 
auch im Jahr 2 nach der Zusammen-
führung am Standort Frankfurt. Das 
VCC Nord hat den Vollzugsstandort 
Kassel im Angesicht der anstehenden 
Sanierungsmaßnahmen zu verlassen. 
Gerade für den mittleren Dienst und für 
die Tarifbeschäftigten ist es bitter, denn 
dann heißt es: Tschüss, liebe Gitterzu-
lage. Das reißt ein markantes Loch in 
die nordhessischen Geldbeutel. Dafür 
investieren die Südhessen, soweit sie 
überhaupt im Vollzug geblieben sind, 
nun in Spritkosten und in Fahrzeit an 
den VCC-Süd-Standort in Frankfurts 
Nordosten. Die Mitarbeiter der StebA 
werden wohl absehbar den südhes-
sischen Kolleginnen und Kollegen an 

diesen Standort Frankfurt folgen. Auch 
am bisherigen Standort, der JVA Butz-
bach, steht die Kernsanierung der JVA 
ins Haus, auch die StebA muss weichen. 
Immerhin, so Kannegießer, bleiben sie 
innerhalb einer Vollzugseinrichtung 
und behalten zumindest die Gitterzu-
lage.

Ausdrücklich wurde die Forderung 
nach der Anhebung des Eingangsamtes 
A 6 des mittleren Verwaltungsdienstes 
bekräftigt; bei steigenden Mieten und 
Lebenshaltungskosten sei es, so Birgit 
Kannegießer, kein Zuckerschlecken, 
auch in dieser Fachgruppe werde es 
immer schwieriger, geeignete Bewerbe-
rinnen und Bewerber zu finden. Nein, 
DAS hat leider gar nichts mit Personal-
entwicklung und nichts mit Führungs-
kräfteentwicklung zu tun. 

Hessen CO2-neutral?
Besonders befasste sich die Eröffnungs-
rede schließlich mit der Arbeitssituati-
on der Bediensteten in der Gebäudeun-
terhaltung, dabei hatte die bundesweit 
erste schwarz-grüne Landesregierung 

miteinander verabredet, dass ihre Lan-
desverwaltung möglichst bald CO2-
neutral werden solle.

Kannegießer hierzu: „Soweit, so 
schön. Vom Grunde ja im Großen und 
Ganzen auch sinnvoll. Soweit Sie sich 
darüber verständigt haben, Geld in die 
energetische Sanierung der öffentli-
chen Gebäude zu stecken. Im Justizvoll-
zug ist von diesem Wunsch und Willen 
monetär aber nicht viel angekommen – 
außer den Hochglanzkalendern „CO2-
neutrale Verwaltung in Hessen“ für das 
Jahr 2015… 

… und außer der verpflichtenden 
Teilnahme an einer Fortbildungsrei-
he, in der gestandenen Werkmeistern 
erklärt wird, wie sie den Kollegen das 
Ener giesparen näher bringen sollen…

… in denen gestandenen Werkmeis-
tern, die seit vielen Jahren Energiezen-
tralen leiten, die schon lange komplexe 
Auswertungen und Berichte fahren, er-
klärt wird, wie sie zukünftig monatlich 
Energieberichte erstellen, um die Kolle-
ginnen und Kollegen mit Auswertungen 
über den Energieverbrauch einer Jus-
tizvollzugsanstalt zu verwöhnen. 

Hierüber sollen die durch diese Be-
richtsflut beglückten Kolleginnen und 
Kollegen dann wiederum die Bedeu-
tung und den Nutzen CO2-neutraler 
Verwaltung verstehen lernen, sich über 
jede eingesparte Kilowattstunde und je-
den gesparten Liter Wasser freuen. Im 
Angesicht wieder steigender Energie-
preise natürlich.“ 2019, so Landesvor-
sitzende Kannegießer, sollen nun alle 
Vorgesetzten und alle Dienstanfänger 
zusammengetrommelt werden, um 
für die hohen Ziele der CO2-neutralen 
Verwaltung begeistert zu werden. Der 
Hauptpersonalrat Justizvollzug lehnte 
dieses für 2019 geplante Fortbildungs-
angebot  jedoch einstimmig ab.

Warum wurde dieses Fortbildung-
sangebot abgelehnt? Kannegießer 
erklärte hierzu: „1.) Zum Veranstal-
tungsort der Fortbildung, nach Roten-
burg an der Fulda, zu einer halbtägigen 
Veranstaltung, CO2-neutral zu fahren, 
geht kaum. Und 2.) Die 3.000 – 4.000 
avisierten Teilnehmer auf den öffentli-
chen Nahverkehr und das Landesticket 
zu verweisen, geht auch nicht. Für Leu-
te aus Südhessen und aus dem Rhein-
Main-Gebiet wäre das im Übrigen eine 
Weltreise.“

Wesentlich sei jedoch 3.), die ent-
scheidende Begründung gewesen: Die 
Bauunterhaltung des hessischen Justiz-
vollzugs wurde in den vergangenen 10 
Jahren in Grund und Boden gespart. 
Weder der Haushaltsgesetzgeber noch 
die Vertreter des hessischen Finanz-
ministeriums gaben dem Vollzug das 
Geld, das notwendig wäre, um die Emp-
fehlungen aus dieser Fortbildungsreihe 
tatsächlich umzusetzen, die energe-
tische Sanierungsmaßnahmen tatsäch-
lich durch zuführen. Sie geben uns aber 
auch schon lange nicht mehr die Haus-
haltsmittel, um unser Pflichtprogramm 
in der Bauunterhaltung zu erfüllen. An 
Investitionen denken wir schon nicht 
mehr.

Kannegießer: „Ich denke an die vie-
len Einfachverglasungen, die der hes-
sische Justizvollzug noch hat, nicht iso-
lierte Dächer und Fassaden. Ich denke 
sofort an unsere Werkbetriebe, die im 
Winter am Montagmorgen nicht genü-
gend vorgeheizt sind, weil der Energie-
kontrakt das verbietet; im Finanzminis-
terium muss man die Beschwerden der 

Staatssekretär Metz mit seinen Mitarbeitern.
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Gefangenen hierzu nicht aushalten. Ich 
denke an die neu gebaute JVA Frank-
furt I, deren Heizungsrohre irgendwo 
unterdimensioniert wurden, was in der 
Praxis jeden Herbst dazu führt, dass 
die Heizlüfter unter die Schreibtische 
gestellt werden. Wer will denn bei 18 
Grad Raumtemperatur arbeiten? Und 
schließlich denke ich an die 4.750 Ge-
fangenen, die wir beherbergen. Die 
kümmert ihr Energie- und Wasserver-
brauch überhaupt nicht. Und die wer-
den Sie für dieses Thema nicht erwär-
men. Auch wenn Sie sich entscheiden 
würden, ihr Zukunftsprogramm in 
Türkisch, Rumänisch, Arabisch, Urdu, 
Farsi, Spanisch, Französisch, Chine-
sisch, Hawaiianisch und in sonstiger 
Sprachenvielfalt aufzulegen. Sie wer-
den diejenigen, die den größten Anteil 
von Wasser und Energie in einer JVA 
verbrauchen, nicht erreichen.“

Und deshalb können wir im Angesicht 
des baulichen Zustands unserer Voll-
zugsanstalten, der regenlecken Dächer, 
der abgängigen Abwassersysteme und 
des bröselnden Putzes überall – dieser 
Fortbildungsreihe nicht zustimmen.

Unsere Empfehlung als BSBD Hes-
sen: geben sie uns bitte das Geld für die 
Beseitigung der aufgezählten Mängel, 
finanzieren Sie notwendige Moderni-
sierungen. Aber verplempern Sie bitte 
nicht das Geld für Fortbildungen, die 

keiner braucht, weil keiner die Empfeh-
lungen sinnstiftend umsetzen kann. 

Unsere Werkmeister haben das dort 
vermittelte Wissen bereits. Ich habe 
im Übrigen viele Teilnehmer nach ih-
rer Einschätzung über diese Veranstal-
tung gefragt. Ausnahmslos alle haben 
mir zurückgemeldet: das war Zeitver-
schwendung.

Dass der Betrieb von Justizvollzugs-
anstalten, d. h. die Unterhaltung und 
Pflege des Baukörpers, die Steuerung, 
Wartung und Reparatur unserer im-
mer umfangreicheren technischen An-
lagen tatsächlich Personal benötigt, 
hat sich leider bisher nicht überall hin 
herumgesprochen. So dick ist die Per-
sonaldecke im Bereich der Bau- und 
Technikunterhaltung unserer Vollzugs-
anstalten nicht, dass wir uns diese Zeit-
verschwendung erlauben könnten.

Information zu vermitteln, aber die 
Gelder für die Umsetzung zu verwei-
gern, hat auch nichts, gar nichts mit 
Nachhaltigkeit zu tun. Das demotiviert 
Ihre Mitarbeiter, sorgt für Frustration 
und führt zu nichts.“ 

Ausdrücklich appellierte der Gewerk-
schaftstag an die anwesenden Politik-
vertretungen: „Investieren Sie richtig, 
investieren Sie gezielt und lassen sie 
uns nicht weiter hängen mit unserer 
mittlerweile markanten Unterfinanzie-
rung in diesem Bereich! Auch das ist 

Rückendeckung, sehr geehrte Damen 
und Herren.“

Für den BSBD Hessen forderte die 
Landesvorsitzende schließlich ganz 
aus drücklich Rückendeckung für die 
Bediensteten des hessischen Justizvoll-
zugs; 
•  Rückendeckung durch eine vertret-

bare Personalausstattung und ein 
umsetzbares Aufgabenpensum.

•  Rückendeckung bei Familienpla-
nung und Kinderbetreuung, Eltern-
zeit, Telearbeit und Teilzeitbeschäf-
tigung.

•  Rückendeckung bei Gewalt gegen 
Beschäftigte.

•  Rückendeckung bei Vollzugsent-
scheidungen – ganz besonders in der 
Rückschau!

•  Einsatz für den Erhalt unserer  
Gebäude.

•  Ein Bekenntnis zum Instrument des 
offenen Vollzugs.

•  Und den Mut, in der gesamtgesell-
schaftlichen Auseinandersetzung um 
die Ausgestaltung des Justizvollzugs 
klar zu bekennen: Wegsperren allein 
schützt nicht. Und 100 %igen Schutz 
vor Kriminalität und Straftaten gibt 
es nicht, gab es nie und wird es auch 
zukünftig garantiert nicht geben. 

Bei allem Bemühen der Beschäftigten 
des Justizvollzugs. Hindsight is an ex-
act sience.

Gewerkschaftstag im Dialog

Erwiderungen – Quo Vadis Justizvollzug, quo vadis Politik ?
Zum Ritual des Gewerkschaftstages 
gehören die Erwiderungen auf das 
Grußwort der BSBD-Landesvorsitzen-
den.

Die erste Erwiderung gibt dabei tradi-
tionell die so genannte Hausspitze, in 
diesem Jahr Herr Staatssekretär Tho-
mas Metz, da Staatsministerin Kühne-
Hörmann verhindert war. 

StS Metz dankte zunächst allen 3.000 
Mitarbeitern für das im Vollzug gelei-
stete im Hinblick auf die beiden Auf-
gabensäulen Sicherheit und Eingliede-
rung. 

Den Austausch zwischen Hausspitze 
und BSBD beschrieb er als konstruktiv-
kritischen Dialog, lobte dann das aus-
geprägte Verständnis der Abgeordneten 
für die vollzuglichen Belange der Mitar-
beiter. 

Zur Vervollständigung der Lebens-
wirklichkeit gehören, so Thomas Metz, 
aber auch die positiven Aspekte:
–  Der Justizvollzug erfuhr einen Stel-

lenzuwachs von 74 Stellen im Zeit-
raum von 2016 – 2019.

–  Die Einführung eines zentralen Be-
werbermanagements führte zu einer 
deutlichen Verbesserung der Beset-
zungsquote auf nunmehr 98 %.

–  Der Leitfaden erleichtere Dienstpla-
nung und Abrechnung.

–  Die Beförderungssituation im Umfang 
221 Möglichkeiten sei sehr positiv, 
das seien 8,2 % in Bezug auf die vor-
handenen Stellen. Dazu gehören auch 
die Überleitungsmöglichkeiten vom 
mittleren in den gehobenen Dienst.

–  DuZ und Gitterzulage wurden erhöht, 
letztere wurde gleichgezogen mit der 
Polizei als Wertschätzung des Land-
tags für die Arbeit im Justizvollzug.

–  2018 werden Leistungsprämien im 
Umfang von 281.000 € ausgeschüttet.

–  Das Gesundheitsmanagement wurde 
implementiert.

–  Die Belegung habe sich bei 4.700 
bis 4.800 Gefangenen eingependelt 
(= 86 - 89 % der Belegungsfähigkeit), 
im Jahr 2000 seien es noch 6.259 ge-
wesen.

–  Die Bekämpfung der Drogenkrimina-
lität erfolge durch regelmäßige Sokos 
sowie mittlerweile 8 Diensthunde im 
hessischen Justizvollzug.

–  20 Sicherheits- und Einsatztrainer 
habe der hessische Justizvollzug.

StS Thomas Metz erwidert die Rede der Landes-
vorsitzenden.
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–  Mit NeDis wurde eine wichtige Grund-
lage zur Bekämpfung von Extremis-
mus im Justizvollzug gelegt.

–  Die großen Sanierungsmaßnahmen 
in Kassel I und in Butzbach seien nun-
mehr auf den Weg gebracht.

–  Für den Umgang mit psychisch auf-
fälligen Gefangenen werden Fortbil-
dungen, Trainingseinheiten zu Deeska-
lation und Eigensicherung an geboten; 
zudem wurden weitere Schutz anzüge 
beschafft und es werde Supervision 
angeboten.

–  Schließlich gebe es neue Angebote in 
Sport und Ergotherapie, es seien zu-
dem zusätzliche Stellen im ärztlichen 
und im Krankenpflegedienst sowie in 
der Ergotherapie geschaffen worden.

StS Thomas Metz begrüßte die Initi-
ative des dbb Hessen im Hinblick auf 
den Pakt „Gewalt gegen Beschäftigte“, 
mit dem Symposium im Februar 2018 
habe der dbb einen Rahmen gesetzt für 
eine Auseinandersetzung über dieses 
Thema, es sei  im Austausch mit der Ge-
werkschaft ein offener Dialog über die 
Belastung der Bediensteten zu suchen.

Zum Urteil des Landgerichts Limburg 
äußerte sich StS Thomas Metz nicht, 
kritisierte jedoch den Duktus der Rede, 
die er als Kritik und Herabwürdigung 
der Unabhängigkeit der Justiz erlebt 
habe, wenngleich er grundsätzlich eine 
kritische Haltung zum Inhalt eines 
Urteils zugestehe. Noch sei das Urteil 
nicht rechtskräftig. Vollzugslockerun-
gen müssen, so Metz, auf nachvollzieh-
baren Tatsachen und nachvollziehbarer 
Prognose gründen, dann könne daraus 
für die Entscheider kein Nachteil ent-
stehen. Man könne auch irren. Eine ein-
zelne Entscheidung dürfe mithin nicht 
überinterpretiert werden. Offener Voll-
zug und vollzugliche Maßnahmen stün-
den, so Metz, nicht im Widerspruch zu-
einander, es gebe abgestufte Strategien 
und Maßnahmenpakete. 

In der letzten Legislaturperiode habe 
er im Übrigen einen Paradigmenwech-
sel erlebt, in der Justiz seien 500 Stellen 
neu geschaffen worden. Die Stärkung 
des Rechtsstaats sei die Basis für die Ar-
beit der nächsten fünf Jahre. 

Die Vollzugspolitischen Sprecher /
innen der im Landtag bisher vertre-
tenen Parteien antworteten wiede-
rum in der Reihenfolge nach der Grö-
ße der Fraktion.

16 Jahre lang gehörte der vollzugspo-
litische Sprecher der CDU, Herr MdL 
Hugo Klein, dem Unterausschuss Jus-
tizvollzug an, in der letzten Wahlperio-
de war er stellvertretender Vorsitzender 

dieses Unterausschusses. Er lobte die 
Arbeit des BSBD, der die „ungeschönte 
Sicht der Betroffenen“ darstelle und 
hierdurch manch positive Weiterent-
wicklung erreicht habe (Zulagenerhö-
hung, Verhinderung des weiteren Per-
sonalabbaus, Arbeitszeitreduzierung 
und LAK). Die jährlich stattfindenden 
Gespräche mit dem BSBD lieferten ihm 
wertvolle Ansätze, den Vollzug zu ver-
stehen und ihn weiter zu entwickeln. 
In den kommenden Jahren sei noch 
viel zu tun. Laut fragte er: „Was würde 
ich ansprechen, wenn ich im nächsten 
Jahr Birgit Kannegießer wäre und den 
Gewerkschaftstag zu eröffnen hätte?“ 
Hugo Klein regte – sich selbst verab-
schiedend – an, über die Personalsitu-
ation zu sprechen, die Ruhegehaltsfä-
higkeit der Gitterzulage anzumahnen, 
die Anhebung der Meisterzulage zu 
verlangen, die Berechnung der Ausfall-
quote zu problematisieren, das Thema 
Gewalt gegen Beschäftigte anzuspre-
chen und schließlich auch über verhal-
tensauffällige Gefangene zu reden; es 
sei unwürdig, das Spucken, Bedrohen, 
das mit Kot werfen, ertragen zu müs-
sen. Er dankte dem BSBD Hessen ganz 
ausdrücklich für sein Engagement. 
Hugo Klein scheidet aus Altersgrün-
den nach 16 Jahren aus dem hessischen 
Landtag aus, er habe die Aufgabe des 
vollzugspolitischen Sprechers mit gro-
ßer Freude und Leidenschaft (als Nach-
folger von MdL a. D. Alfons Gerling) 
wahrgenommen. Seiner Nachfolge in 
dieser Funktion gab er den Tipp, einen 
mittelgroßen Hammer einzusetzen… 
Im vergangenen Jahr hatte er – in An-
knüpfung an den durch den BSBD Hes-
sen eingesetzten Kalfaterhammer – der 
Gewerkschaft einen kleinen Hammer 

überreicht –  für die anstehende Fein-
arbeit, nachdem der BSBD massiv auf 
Lecks und Fehler hingewiesen hatte.

Für die SPD-Fraktion sprach wie-
der die vollzugspolitische Sprecherin, 
Frau MdL Heike Hofmann. Auch sie 
dankte zunächst allen Bediensteten 
für das besondere Engagement, durch 
die zugespitzte Rede der Landesvor-
sitzenden sei zum Ausdruck gebracht 
worden, dass Verbesserungen für die 
Vollzugsbediensteten tatsächlich er-
reicht seien. Ja, so Hofmann, die Arbeit 
im Unterausschuss habe sich geändert, 
die durch die CDU vor 20 Jahren pro-
pagierte Forderung nach dem härtesten 
Strafvollzug habe damals das Arbeits-
klima geprägt, jetzt gehe es dagegen 
um Transparenz und Information, al-
lerdings sei hierbei zu beachten, wer 
sich nun in welcher Weise einbringe, 
hierzu wünsche sie sich zukünftig ei-
nen anderen Umgang. Für die Bedien-
steten wünschte sich Heike Hofmann 
mehr Erfolge, sie stellte fest: „es fehlen 
über 100 Stellen im AVD, nach Auswer-
tung aller Abbauprogramme seien im 

Hinblick auf die personelle Gesamtaus-
stattung des hessischen Justizvollzugs 
insgesamt 170 Stellen verloren gegan-
gen. Ein starker Rechtsstaat müsse aber 
personell unterfüttert werden. Der per-
sonelle Fehlbestand im AVD sei durch 
die SPD-Fraktion besonders aufgegrif-
fen worden. Hier dringend ein Konzept 
über Maßnahmen im täglichen Um-
gang erforderlich, wobei zu fragen sei, 
ob es nicht sinnvoll wäre, eine spezielle 
Einrichtung für psychisch auffällige Ge-
fangene zu schaffen. „Ja,“ so MdL Hei-
ke Hofmann, „wir brauchen in der neu-
en Legislaturperiode eine verlässlichere 

MdL Hugo Klein empfiehlt einen „mittelgroßen 
Hammer“.  

MdL Heike Hofmann dankt der Gewerkschaft für 
ihre Hartnäckigkeit.
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und berechenbare Politik“, beispielhaft 
nannte sie Personalausstattung und Ar-
beitszeit; Politik müsse für die Bedien-
steten planbar, zuverlässig und nach-
vollziehbar sein. Konkret forderte sie 
die Reduzierung der Wochenarbeitszeit 
auf 40 Stunden, die Rückkehr in die TdL 
und schließlich mehr Personal im AVD.

Heike Hofmann widersprach Staats-
sekretär Thomas Metz bezüglich seiner 
Kritik zu den Ausführungen im Hinblick 
auf das Limburger Urteil, keiner im 
Raum wolle Richterschelte betreiben, 
aber dieses Urteil habe Auswirkungen 
und Signalwirkung auf die Beschäf-
tigten des Justizvollzugs. Sie habe Re-
spekt für die Arbeit unter Dauerstrom. 
Wenn dann nicht der Rücken frei sei, 
die eigene Arbeit unterstützt wird, wer-
de es schwierig. 

Heike Hofmann dankte für die Hart-
näckigkeit der Gewerkschaft und deren 
Einstehen für die Belange der Kolle-
ginnen und Kollegen. Sie wies auf den 
bestehenden Sanierungsstau hin, dies 
sei ein großes Versäumnis der letzten 
Jahre und betreffe unmittelbar die Ar-
beitsplätze der Bediensteten. Es sei ein 
„Schilda-Streich“, wenn diese täglich 
mit dem Sanierungsstau leben müssten, 
aber dann ein Fortbildungsprogramm 
zur CO2-neutralen Verwaltung aufge-
legt werde.

Für Bündnis 90/die Grünen sprach 
die bisherige vollzugspolitische Spre-
cherin, MdL Karin Müller, wobei nicht 
klar ist, ob sie diese Aufgabe behalten 
wird, da die Fraktion nach dem Erfolg 
bei den Landtagswahlen deutlich grö-
ßer sein wird und die Aufgaben dort  
folglich neu verteilt werden. Karin Mül-
ler dankte für die Arbeit der Gewerk-

schaft, appellierte: „machen sie weiter, 
genau so, auch wenn sie mal nerven..“ 
Dies sei wichtig bei Abwägung von 
Interessen, für zu treffende Entschei-
dungen – und das sei Demokratie. Im 
Hinblick auf den Sanierungsstau habe 
sich bereits was bewegt, damit schließ-
lich dann auch die Fortbildungsreihe 
zur CO2-neutralen Verwaltung sinnvoll 
werde. Zur Entwicklung des offenen 
Vollzugs in Hessen erklärte sie, dass 
es bereits vor der Urteilsverkündung 
in Limburg schwierig gewesen sei, ge-
eignete Gefangene für diese Unterbrin-
gung zu finden, die Klientel habe sich 
verändert. 

Karin Müller zeigte sich beeindruckt 
von dem Symposium des dbb im Fe-
bruar 2018 zum Thema Gewalt gegen 
Beschäftigte, dies sei bedauerlicher-
weise ein gesellschaftliches Phänomen. 
Beeindruckt habe sie besonders die 
Berichte Betroffener, um sich in deren 
Situation hineinzuversetzen. Sie dank-
te dem Leiter der JVA Kassel I, Herrn 
Leitenden Regierungsdirektor Jörg-
Uwe Meister, der ihr wiederum viele 
Einblicke in die Vollzugswelt einer JVA 
gewährt habe und ihre Landtagsarbeit 
hierdurch unterstützt habe.

Schließlich fasste Karin Müller die 
Ziele ihrer Fraktion im Hinblick auf die 
Beschäftigten nochmals zusammen, 
d. h. Absenkung der Arbeitszeit auf 40 
Stunden, Rückkehr in die TdL – aller-
dings nur unter Beibehaltung der bishe-
rigen hessischen Privilegien (u. a. Fami-
lienzuschlag, Landesticket). Ziel sei es, 
auch für Bund und Kommunen ein sol-
ches Ticket durchzusetzen, allerdings 
wollten die Gewerkschaften lieber ein 
Mehr an Geld in den Tarifverhand-
lungen erreichen. So wurde beispiels-
weise die Umwandlung von Entgelt 
(Vergütung, Besoldung) zur Finanzie-
rung eines Fahrradleasings durch die 
Gewerkschaften abgelehnt.

Auch Marjana Schott von den Lin-
ken verabschiedete sich beim Ge-
werkschaftstag, auch sie gehört dem 
nächsten Landtag nicht mehr an, kan-
didierte nicht mehr bei den Landtags-
wahlen. Marjana Schott erklärte, sie 
habe die Rede der Landesvorsitzenden 
als eine der klarsten erlebt; geschildert 
wurde, was im Vollzug tatsächlich pas-
siert. Der Vollzug sei eigentlich da, um 
Leute einer Strafe zuzuführen, er habe 
das Ziel, dass diese lernen, zukünftig 
anders klar zu kommen. Hierzu brau-
che es Perspektiven. „Sanktionen und 
Bonbons“ als Werkzeuge des Vollzugs, 
um Anpassung, Regelkonformität zu 
erreichen; wenn letzteres wegfalle und 
Gefangene den persönlichen Vorteil 

hieraus nicht mehr wahrnehmen, gehe 
ein steuerndes Handlungsinstrument 
verloren, hierbei bezog MdL Marjana 
Schott sich auf die deutliche Reduzie-
rung des offenen Vollzugs. Auch Marja-
na Schott mahnte an, dass der Vollzug 
nur handlungsfähig sei, wenn genü-
gend Personal vorhanden sei, der Kran-
kenstand sei hierdurch – und durch die 
Ausgestaltung des Arbeitsfelds – am 
ehesten in den Griff zu bekommen. 

Sie widersprach Herrn Staatssekretär 
Metz im Hinblick auf den Vorwurf der 
Richterschelte, die Unabhängigkeit der 
Gerichte zu bezweifeln, sei tabu, aller-
dings müsse die Meinungsäußerung 
zu einem Urteil zugelassen werden. Sie 
gab StS Metz dahingehend Recht, dass 
es sich nur um ein Urteil handele, aller-
dings zeige die Erfahrung, dass bereits 
ein Urteil Veränderung auslösen könne, 
über dem gesamten Lockerungspaket 
hänge nunmehr ein Damoklesschwert. 
Dabei gebe es keine Garantie für eine 
absolute Sicherheit, man dürfe nicht 
so tun, als könne man mit rechtsstaat-
lichen Mitteln absolute Sicherheit 
schaffen. Einzelne Gefangene gingen 
so unter, blieben sozusagen unter dem 
Radar, indem sie die wenigste Aufmerk-
samkeit erzeugen. Auch um dieses zu 
verhindern, sei eine stärkere Personal-
decke erforderlich.

Für die BSBD-Bundesleitung sprach 
der stellvertretende Bundesvorsitzen-
de Horst Butschinek. Er wies in seinem 
Grußwort darauf hin, dass bundesweit 
mindestens 2.000 Bedienstete fehlen, 
allein, um die Vakanzen zu bedienen. 
Zur tatsächlichen Umsetzung des ge-
setzlichen Auftrags fehlen dem Justiz-
vollzug bundesweit insgesamt 5.000 

MdL Karin Müller spricht das Thema Gewalt ge-
gen Beschäftigte im öffentlichen Dienst an.

MdL Marjana Schott: Birgit Kannegießer schil-
dert klar, was im Vollzug tatsächlich passiert.
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Bedienstete. Die Zahl der Mehrarbeits-
stunden sei deutlich zu hoch, in Nord-
rhein-Westfalen stünden aktuell mehr 
als 500.000 Stunden zu Buche, keiner 
habe eine Antwort darauf, wie diese 
Stunden abgebaut werden können. Es 
reiche nicht aus, „sich zu bemühen“. 
Dabei häuften sich die Fälle von Gewalt 
und schweren Übergriffen im Vollzug, 
hier seien, so Horst Butschinek, ganz 
dringend Lösungen erforderlich. Schutz 
bedeute hierbei: Fürsorgepflicht!

Eine Absenkung der Einstellungs-
voraussetzungen reiche nicht aus, der 
Erfolg bunter Broschüren sei fraglich, 
eine deutliche Attraktivitätssteigerung 
des Berufsstands sei dagegen dringend 
erforderlich.

Ganz konkret und sehr eindringlich 
schilderte Horst Butschinek schließlich, 
was sich tatsächlich in der JVA Kleve 
im Hinblick auf den Verbrennungstod 
eines syrischen Gefangenen zugetra-
gen habe. Es seien an diesem Abend 
insgesamt acht Bedienstete in der JVA 
gewesen, die, nachdem eine Vielzahl 
von Notrufen nach Wahrnehmung des 

Brandgeruchs im Innenhof aufgelaufen 
waren, unmittelbar – und weit über ihre 
eigentlichen Dienstpflichten hinaus – 
eingriffen, alles versuchten, den bren-
nenden Haftraum zu öffnen. Dabei ver-
letzten sie sich selbst, mussten stationär 
behandelt werden und erlebten dann 
eine einzigartige Hetzjagd gegen sich 
selbst – zum „Dank“ für diesen Einsatz. 
Was ist nur mit unserer Gesellschaft los, 
fragte der stellvertretende Bundesvor-
sitzende, wenn die Betroffenen zum 
Dank mit Rassismus-Vorwürfen über-
zogen werden, ein ganzer Berufsstand 
diskreditiert wird? Es wäre schön ge-
wesen, wenn verschiedene politische 

Vertreter sich hinter die Bediensteten  
im Vollzug gestellt hätten. (Stichwort: 
Rückendeckung)

Heini Schmitt, der dbb-Landesvor-
sitzende, knüpfte unmittelbar an Horst 
Butschineks Ausführungen an: „Das 
passiert, wenn Leute zu einem Urteil 
kommen, die vom Thema überhaupt 
keine Ahnung haben.“ Eigentlich gel-
te in einem Rechtsstaat zunächst die 
Unschuldsvermutung, staatliche Be-
dienstete unterliegen jedoch einem hö-
heren Risiko, öffentlich und deutlich 
schneller vorverurteilt zu werden. Der 
Rassismus-Vorwurf fördere hierbei die 
Aufmerksamkeit der Medien für den 
vorgetragenen Vorwurf.

Auch Heini Schmitt griff das Thema 
Gewalt gegen Beschäftigte auf. Dabei 
sei es in der Nachbetrachtung, in der 
Würdigung des Geschehens ein gro-
ßer Unterschied, ob man diese Gewalt 
selbst gegen sich erfahren habe, „ob 
man selbst auf die Schnauze bekom-
men habe“ oder ob man davon erzählt 
bekommt. Was eine solche Erfahrung 
mit Einem mache, könne nur derjenige 
tatsächlich nachvollziehen, der so et-
was selbst einmal erlebt habe, so Heini 
Schmitt. Er habe als Polizist selbst wie-
derholt erlebt, wie knallharte, gestan-
dene Schutzleute nach massiven Atta-
cken nicht mehr in ihr vorheriges Leben 
zurückgefunden haben. Deshalb appel-
lierte er an die Anwesenden: „Wir müs-
sen diese Übergriffe ernst nehmen!“ Es 
sei wichtig, dass jedwede Gewalt geäch-

tet werde, dass sie strafrechtlich konse-
quent durch Staatsanwaltschaften und 
Gerichte verfolgt und verurteilt wer-
den. Bei den Betroffenen (und bei den 
Berufsverbänden) bestehe allerdings 
der Eindruck, dass solche Strafverfah-
ren leider viel zu häufig eingestellt wer-
den. Und er appellierte an die Politik, 
die tatsächlichen Fallzahlen zu erhe-
ben, bisher gebe es keine vollständigen 
Übersichten und Statistiken zu den Fall-
zahlen. Das Dunkelfeld müsse, so dbb-
Landesvorsitzender Schmitt, dringend 
„aufgehellt“ werden. 

Birgit Kannegießer 

Langjährige Mitglieder geehrt

Ehrenmitglied Alfred Görlach, OV Butzbach, wurde von der Landesvorsitzenden Kannegießer und der 
stellvertretenden Landesvorsitzenden Abel für 40 Jahre Mitgliedschaft im BSBD sowie für sein beson-
deres Engagement während seines aktiven Dienstes im Hauptpersonalrat und im Landesvorstand des 
BSBD mit einem Präsentkorb geehrt.  Fotos (4) BSBD Hessen

Im Rahmen des Landesgewerkschaftstages konnten zahlreiche langjährige 
Mitglieder geehrt werden:

Der stellvertretende Bundesvorsitzende Butschi-
nek schildert die „Hetzjagd“ auf die Kollegen der 
JVA Kleve.

dbb Landesvorsitzender Schmitt: Wir müssen 
diese Übergriffe ernst nehmen! 
 Fotos (7) BSBD Hessen



H E S S E N 

37  DER VOLLZUGSDIENST  ·  6/2018

Dr. Johannes Fleck ist als Anstaltsleiter im Ruhestand seit 25 Jahren Mitglied im BSBD. In Vertretung 
nahm Volker Fleck die Ehrung für seinen Vater entgegen. Die Familie Fleck ist bereits in der zweiten 
Generation dem BSBD verbunden. Volker Fleck engagiert sich als Fachgruppenvertreter für die Lauf-
bahn des höheren Dienstes im BSBD.

Kollege Koudela, langjähriger Fachgruppenvertreter für die Laufbahn des gehobenen Vollzugs- und 
Verwaltungsdienstes, wurde für 25 Jahre Mitgliedschaft im BSBD durch die Landesvorsitzende geehrt.

Der Vorsitzende des OV Limburg Stefan Weber (rechts) engagiert sich bereits seit 25 Jahren im BSBD.

Vorstellung:

Neuer Fachgruppen-
sprecher
Liebe Kolleginnen und Kollegen,
am vergangenen Gewerkschaftstag am 
2. November 2018 in Butzbach wurde 
ich zum Fachgruppensprecher für den 
Pädagogischen Dienst gewählt. Da ich 
noch nicht lange im Vollzugsdienst bin, 
möchte ich deshalb die Gelegenheit 
nutzen, mich kurz vorzustellen:

Mein Name ist Roman Nickel, ich bin 
31 Jahre alt und komme aus Köln. Für 
mein Lehramtsstudium bin ich 2008 

nach Gießen gezogen. Zunächst mit der 
Vorstellung, das hässliche Gießen nach 
dem Studium schnellstmöglich wieder 
zu verlassen. Aber Gießen ist mir ans 
Herz gewachsen, sodass für mich fest-
steht, dass ich hier bleiben möchte.

Zur Justiz bin ich, wie wahrschein-
lich viele Kollegen, eher zufällig ge-
kommen. Ich hatte beschlossen, mich 
nicht länger an hessischen Gymnasien 
zu bewerben, da ich verstärkt pädago-
gisch arbeiten wollte. Die Googlesuche 
„Lehrer in Hessen“ hat mich dann auf 
die JVA Butzbach gebracht, in der ich 
seit Februar 2017, zunächst als Lehrer, 
später als Sachgebietsleiter des Pädago-
gischen Dienstes, tätig bin. 

Dem Rekrutierungseifer des Kolle-
gen Prihoda ist es zu verdanken, dass 
ich von der Lehrergewerkschaft GEW 
zum BSBD gewechselt bin. In der GEW 
ist der „Gefängnislehrer“ kaum im Be-
wusstsein, sodass es nicht sinnvoll war, 
sich dort mit seinem Berufsfeld einzu-
bringen. Dies sieht beim BSBD ganz 
anders aus. Daher freue ich mich sehr, 
dass die Lehrer nun wieder im Kreis der 
Fachgruppensprecher vertreten sind 
und bin gespannt auf die gemeinsame 
gewerkschaftliche Arbeit. 

Roman Nickel

Roman Nickel, Fachgruppensprecher Pädago-
gischer Dienst.  Foto: BSBD-Hessen
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Aus den Ortsverbänden

Matthias Ziegler ist der Nachfolger von Willi Kehm
Der OV Gelnhausen hatte zur Jahreshaupt versammlung eingeladen

Am 25. Oktober 2018 fand im Gast-
haus „Zur Krone“ in Gelnhausen die 
diesjährige Versammlung des Orts-
verbandes Gelnhausen statt. 

Leider konnten einige Mitglieder krank-
heitsbedingt nicht teilnehmen. Nach der 
Begrüßung durch den Ortsverbands-
vorsitzenden, Kollegen Willi Kehm, 

wurden die Tagesordnungspunkte, bis 
auf Neuwahl des Vorsitzenden, zügig 
abgearbeitet. 

Nach über zwanzigjähriger Tätigkeit, 
als Ortsverbandsvorsitzender geht Kol-
lege Kehm nächstes Jahr altersbedingt 
in den Ruhestand. Er bedankte sich für 
das ihm über lange Jahre entgegenge-
brachte Vertrauen und wünscht seinem 

Nachfolger viel Erfolg in der Gewerk-
schaftsarbeit. 

Kollege Matthias Ziegler wurde zum 
Vorsitzenden und Kollegin Angelika Si-
mon zur Vertreterin gewählt. 

Die Ortsverbandsversammlung wur-
de mit einem gemeinsamen Essen in 
gemütlicher Runde anschließend been-
det. Willi Kehm

Generationswechsel

Mirko Schmidt zum neuen Vorsitzenden gewählt
Jahreshauptversammlung des BSBD-Ortsverbandes Schwalmstadt

Am 20. September 2018  fand die dies-
jährige Jahreshauptversammlung des 
Ortsverbandes Schwalmstadt im Fi-
schereiverein Ziegenhain statt. 

Der 1. Vorsitzende, Jochen Habich, be-
grüßte insgesamt 19 aktive Mitglieder 
und Pensionäre. Die BSBD-Landesvor-
sitzende Birgit Kannegießer, hatte ihr 
Kommen angekündigt, blieb jedoch im 
Stau auf der A 5 stecken und musste 

daher ihren Vortrag leider absagen. Ein 
weiterer Willkommensgruß galt allen 
anwesenden aktiven Mitgliedern. Eini-
ge Kollegen hatten sich entschuldigt. 

Anschließend wurde die Tagesord-
nung durch die anwesenden BSBD-Mit-
glieder genehmigt. 

Jochen Habich berichtete über die 
Tätigkeiten des Vorstandes im vergan-
genen Jahr und zu den Mitgliederbewe-
gungen. 

Der OV Schwalmstadt ist mit 132 Mit-
gliedern der drittgrößte Ortsverband 
in Hessen. Für die geleistete Arbeit 
und das Engagement zur aktiven Mit-
gliederwerbung bedankte sich Jochen 
Habich und motivierte die anwesenden 
Kolleginnen und Kollegen darin auch 

zukünftig nicht nachzulassen und auch 
weiterhin neue Kollegen zu werben.

Am 26. Juli 2017 fand die letzte Jah-
reshauptversammlung statt. Während 
des laufenden Jahres hat sich der Vor-
stand mehrmals getroffen. Inhaltlich 
ging es bei den Treffen um aktuelle 
Themen in der JVA Schwalmstadt, ins-
besondere um den nunmehr seit 3. Sep-
tember 2018 probeweise eingeführten 
neuen Rasterplan. Außerdem wurde 

über die Nachfol-
geplanung im Vor-
stand diskutiert und 
Interessenten hier-
für geworben. In den 
Vorstandssitzungen 
wurde zudem über 
die (bislang falsche) 
Personalkalkulation 
im Wechselschicht- 
und Schichtdienst 
(Stichwort Ausfall-
quote!), die Anhe-
bung der Vollzugs-
zulage, aber auch 
über die Nullrunde 

und die Beihilfekürzung heftig disku-
tiert. 

Auf der Sicherheitsstation B 1 der JVA 
Schwalmstadt nimmt die Gruppe der 
„psychisch auffälligen“ Gefangenen, 
mit denen man nicht mehr reden kann, 
die wahnhafte Vorstellungen haben, die 
Spucken, Treten und mit Sch… werfen 
immer weiter zu. Das belastet unsere 
Kollegen enorm und bedarf auch zu-
künftig der genauen Beobachtung.

Schließlich beschäftigten wir uns 
mit dem sich ständig drehenden Per-
sonalkarussell auf der Abteilungsleiter-
ebene unserer Anstalt, das natürlich 
Auswirkungen auf unsere Kollegen hat, 
und wir sahen mit Sorge auf das Urteil 
des Landgerichts Limburg vom 7. Juni 

2018, wobei wir nichts Gutes im Hin-
blick auf zukünftige vollzugsöffnende 
Maßnahmen wähnten.

Über den Gewerkschaftsvertretertag 
in Butzbach erzählte Stefan Krumpholz 
und gab den Mitgliedern einen kurzen 
Einblick. Schließlich erwähnte Jochen 
Habich noch, dass auch das Grillfest 
am 18. August 2018 großen Anklang 
bei den Kolleginnen und Kollegen fand, 
so dass sogar kurzfristig noch Grillgut 
„nachgekauft“ werden musste.

Der Kassierer, Lars Störmer, gab ei-
nen Überblick zur Kassenlage.

Steffen Völker trug als Kassenprüfer 
das Ergebnis der Prüfung vor, lobte die 
Führung der Kasse und beantragte die 
Entlastung des Vorstandes, die einstim-
mig durch die Mitglieder erteilt wurde.

Anschließend wurden für 10 Jahre 
BSBD-Zugehörigkeit die anwesenden 
Mitglieder Patricia Detroy und Tho-
mas Seidel geehrt. Ebenfalls 10 Jahre 
Mitglied sind Timo Kalbfleisch, Stefan 
Schlabach, Sven Kaß, Stefanie Todt-
Radtke und Manfred Störmer sowie 
seit 25 Jahren Jochen Schwalm und 
Hans Alles. Jochen Habich wird die 
Ehrennadeln den nicht anwesenden 
Mitgliedern zukommen lassen.

Unter dem nächsten Tagesordnungs-
punkt stand die Wahl des gesamten 
Vorstandes an. Die Mitglieder wählten 
per Akklamation die vorgeschlagenen 
Kolleginnen und Kollegen.

Ortsverbands-Vorstand:
Vorsitzender: Mirko Schmidt
Stellv. Vorsitzende:
Stefan Krumpholz, Steffen Völker
Schriftführer: Melanie Schuchhardt
Stellv. Schriftführer: Wolfgang Stähling
Kassenwart: Lars Störmer
Stellv. Kassenwart:
Thomas Seidel, Jörg Henrich

Die Jahreshauptversammlung des OV Schwalmstadt war gut besucht.
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Mitgliederversammlung des Ortsverbandes Weiterstadt
Freizeitaktivitäten fördern den Zusammenhalt

Die jährliche Mitgliederversamm-
lung des Ortsverbandes Weiterstadt 
wurde am 16. November 2018 im 
Sozialraum vor der JVA Weiterstadt 
durchgeführt. Leider war die Zahl 
der teilnehmenden Mitglieder im 
Vergleich zum Vorjahr gering. 

Durch die Versammlung führte der Vor-
sitzende des Ortsverbandes K. Müller, 
der sich freute, die anwesende Landes-
vorsitzende des BSBD Hessen, B. Kan-
negießer, wieder als Mitglied im Orts-
verband begrüßen zu dürfen.

Zunächst wurde das Jahr 2018 vom 
Vorsitzenden reflektiert, dabei kamen 
die jährlich von den Mitgliedern orga-
nisierten Aktivitäten wie Skat-, Poker-
turnier und Radtour zur Sprache.

Anschließend attestierten die Kassen-
prüfer T. Hummel und F. Morgenstern 
beim Verlesen des Prüfberichts  dem 
zuständigen Kassierer T. Bareuther 
eine vorbildliche Arbeit, so dass der 
Vorstand des OV auf Antrag einstimmig 
entlastet werden konnte. 

In der Folge wurde ein weiterer Ge-
werkschaftsbeauftragter gewählt, der 
die Interessen des BSBD, gemäß des 
Hess. Personalvertretungsgesetzes, in 
Sitzungen des örtlichen Personalrats 
vertreten darf. F. Morgenstern wur-
de vorgeschlagen und einstimmig von 
den Anwesenden gewählt. Als nächstes 
stand ein Ausblick für das kommende 
Jahr auf der Tagesordnung. Dabei wa-
ren sich die Anwesenden einig, weiter-
hin mit vom Ortsverband organisierten 

Freizeitaktivitäten den Zusammenhalt 
im Kollegium zu fördern und zu stär-
ken. Ein weiteres Ziel ist, die Kolle-
ginnen und Kollegen für die Arbeit der 
Gewerkschaft zu interessieren und 
neue Mitglieder zu gewinnen. Anste-
hende Tarifverhandlungen für den öf-
fentlichen Dienst im Land Hessen, bie-
ten uns dabei Gelegenheit, auch auf der 
Straße Stärke zu zeigen. 

Sodann informierte die Landesvor-
sitzende B. Kannegießer ausführlich 
über ihre und die Aktivitäten des Lan-
desvorstandes des BSBD im Jahr 2018 
(siehe dazu auch Bericht vom Landesge-
werkschaftstag des BSBD Hessen). 

Unter dem Punkt „Sonstiges“ konnten 
die Anwesenden alles, was sie aktuell 
bewegt, in lockerer Runde diskutieren.

Kassenprüfer:
Peter Hill/Carmen Herzog

Fachgruppenvertreter:
A-Flügel: Melanie Müller
B-Flügel: Steffen Völker
Kornhaus: Patricia Detroy
Sicherungsverwahrung: Marcel Mele
Gruppe Sicherheit: Jörg Henrich
Werk- u. Werkaufsichtsdienst:
Reinhold Stehl
Fachdienste: Marcel Bettger
Verwaltung: Wolfgang Stähling
Beschäftigte: Patricia Detroy
Schwerbehinderte und Frauen:
Rita Doshier
Presse und Öffentlichkeitsarbeit:
Patricia Detroy
Beisitzer: Jochen Habich

Erstmals entschied die Jahreshaupt-
versammlung auf Vorschlag des Kolle-
gen Welz-Detroy eine Erweiterung des 
Vorstands um einen Beisitz. Die Wahl 
fiel auf Jochen Habich, der aus dem 
Amt des 1. Vorsitzenden ausscheidet, 
dem Vorstand damit jedoch als Beisit-

zer weiterhin mit Rat und Tat zur Seite 
stehen kann und wird. Sicher erreichen 
uns auf diesem Weg auch aktuelle In-
formationen aus dem Landesvorstand, 
dem Jochen Habich weiter angehört.

Da Jochen Habich, Frank-Helmut 
Welz-Detroy und Carmen Herzog 
ihre Ämter niederlegten, bedankte sich 
Kollege Krumpholz in seiner Eigen-
schaft als 2. Vorsitzender mit kleinen 

Präsenten für die geleistete Vorstands-
arbeit.

Als letzte Amtshandlung übergab Kol-
lege Jochen Habich den 1. Vorsitz an 
seinen Nachfolger Mirko Schmidt und 
bedankte sich bei allen anwesenden Mit-
gliedern nochmals für die gute Zusam-
menarbeit und die „Rückendeckung“ 
auch in schwierigen Zeiten. Zweifellos 

hat Jochen Habich einen erheblich An-
teil daran, dass während der Phase des 
Umbaus der Er weiterungsbaus zur Ab-
teilung für Sicherungsverwahrung und 
der „Auslagerung“ der Abteilung SV in 
die JVA Weiterstadt, die Belastungen 
für die Kollegen sozialverträglich gere-
gelt werden konnten. 

Der neugewählte 1. Vorsitzende Mir-
ko Schmidt dankte für das ihm entge-
gengebrachte Vertrauen.

Nach dem vollbrachten Wahlmara-
thon stärkten sich die Mitglieder bei 
einem herzhaften Abendessen und lie-
ßen den Abend fröhlich ausklingen.

Patricia Detroy,  
Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Patricia Detroy und Thomas Seidel wurden für 10-jährige BSBD-Mitgliedschaft geehrt. 

Stefan Krumpholz dankt Jochen Habich für die 
geleistete Vorstandsarbeit.  Fotos (5) BSBD-OV

Jochen Habich wünscht seinem Nachfolger, Mir-
ko Schmidt alles Gute in seinem Amt.


	U1_6-18_Internet
	U2_6-18_Internet
	29-39_Hessen_6_18_Internet

